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Gemeinsame Erklärung aller Bundesländer zum OZG-Folgegesetz
(BS) Nun äußern sich auch die Länder zum 

OZG-Folgegesetz. Alle 16 Bundesländer ha-

ben eine gemeinsame Erklärung abgege-

ben. Auf drei Seiten fordern die Länder eine 

Bund.

-

ter Karteikartenmentalität in deutschen 

Behörden”, fordert Bayerns Digitalministe-

Ziel, bei der Verwaltungsdigitalisierung in 

Deutschland voranzukommen”, sagt Ger-

-

nieren, dann ist das ein klares Signal Rich-

sind dabei und leisten unseren Beitrag. Ge-

nau das erwarten wir nun auch vom Bund.”

Acht Kernthemen haben die Verfasserin-

nen und Verfasser des gemeinsamen Posi-

stecken ihre Forderungen, um die Verwal-

-

So fordern die Länder, dass der IT-Pla-

nungsrat deutlich stärker in die planeri-

schen und strategischen Prozesse einge-

bunden wird. Nur wenn dieses Gremium 

der IT-Verantwortlichen der Bundesländer 

-

ten die Länder die Digitalisierungsprozesse 

Einheitliche Deutschland-ID

Nach dieser Präambel geht es ans Einge-

-

der eine einheitliche Deutschland-ID als 

Kernthema der Verwaltungsdigitalisierung. 

Darin sind sie sich mit dem Referentenent-

wurf des OZG-Änderungsgesetzes einig. In 

-

Einklang gebracht werden sollten.

-

der digitalen Verwaltung lösen”, kommen-

-

ern habe ein solches einheitliches Nutzer-

an, die bayerischen Erfahrungen zu teilen.

dass Volldigitalisierung das Ziel wird. Der 

-

lich verankern. Demnach sollen Verwal-

tungsprozesse vorrangig digital durchge-

das Digital Only-Prinzip in Fachgesetzen zu 

verankern. Alle Fachprozesse, die technisch 

nutzerfreundlich und sinnvoll digital um-

setzbar seien, sollten ausschließlich digital 

In diesem Zusammenhang erwähnen 

die Verfasserinnen und Verfasser des Län-

derpapiers, dass der Digitalcheck endlich 

-

-

ten, wir wollen digitale Prozesse von der 

zum Bescheid. Unsere Maxime dabei heißt 

Gemeinden mehr unterstützen

Punkt drei ist die kommunale Ebene. Bund 

Aber es sei auch denkbar, dass die Gemein-

-

-

zugeben.

Alle-Prinzips (EfA-Prinzip) gilt den Bundes-

ländern als zentral. Dazu gehöre ein EfA-

-

-

-

Datenaustausch setzen. Dies fördere die 

Modularisierung von Leistungen. EfA-Leis-

schnell bauen könnten.

-

de eine Digitalisierungsstrategie inklusive 

einer Standardisierungsagenda erarbeiten. 

-

gestärkt werden. Der IT-Planungsrat werde 

-

chen.

Manches von diesen Vorhaben braucht 

sicher seine Zeit. Doch die Bundesländer 

drängen auf eine Priorisierung derjenigen 

-

way-Verordnung (SDG-VO) der EU digitali-

monierte, dass das Bundesinnenministeri-

um (BMI) in seinem bisherigen Entwurf des 

OZG-Folgegesetzes die SDG-Frist mit kei-

nem Wort erwähnte. Damit drohe Deutsch-

land die nächste Digitalisierungsfrist zu rei-

ßen.

-

    




